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Inhalt: Ausführungsgeſetz zur Deutſchen Konkursordnung, S. 109. — Geſetz, betreffend Abänderungen 
der geſetzlichen Beſtimmungen über die Zuſtändigkeiten des Finanzminiſters, des Miniſters für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
S. 123. — Ergänzungsgeſetz zu dem Geſetze vom 27. April 1872, betreffend die Ablöſung der den 
geiſtlichen und Schulinſtituten, ſowie den frommen und milden Stiftungen zuſtehenden Realberechtigungen, 
S. 123. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verlegung des Sitzes des Oberpräſidiums und 
Provinzial⸗Schulkollegiums der Provinz Schleswig⸗Holſtein von Kiel nach Schleswig, S. 124. 


(Nr. 8607.) Ausführungsgeſetz zur Deutſchen Konkursordnung. Vom 6. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Erſter Titel. 
Bürgerliches Recht. 


9.1 
Im Bezirk des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M. Gag die Friſt 
für die nach N 17 Nr. 1 der Deutſchen Konkunsorhnung zuläffige Kündigung, 
falls eine kürzere Friſt nicht bedungen war, bei Pachtverträgen ſechs Monate vor 
Ablauf des Wirthſchaftsjahres, bei Miethverträgen über unbewegliche Sachen drei 
Monate, bei Miethverträgen über bewegliche Sachen eine Woche 


8 $. 2. 

Im Bezirk des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M., im ehemals Land⸗ 
gräflic eſſiſchen Amtsbezirk Homburg und im Kreiſe Herzogtum Lauenburg 
ommen die ih Pente Vorſchriften zur Anwendung. g 

Geſetzliche Pfandrechte gewähren in Beziehung auf Grundſtücke nur einen 
Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek mit beſtimmter Summe. 

Ergreift das Pfandrecht das geſammte Vermögen, ſo braucht der Eigen⸗ 
thümer die Eintragung nur auf einzelne, die Schuld genügend ſichernde Grund— 
ſtücke zu bewilligen. Kommt eine Einigung über den gt oder über das 
Spezialpfand nicht zu Stande, jo erfolgt die Feſtſetzung durch den Prozeßrichter. 

Geſ. Samml. 1879. (Nr. 8607.) 18 


Ausgegeben zu Berlin den 28. März 1879. 
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zjrprifehen iſt eine Vormerkung auf den höchſten, vom Pfandgläubiger geforderten 
Betrag und Pfandbereich n der Durch die Vormerkung wird für die end⸗ 
gültige Eintragung die Stelle in der Reihenfolge der Eintragungen gefichert. 


$. 3. 

Im ehemals Landgräflich Heſſiſchen Amtsbezirk Homburg und im Kreiſe 
Herzogthum Lauenburg ift die Beſtellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, 
ſowie die Beſtellung einer Hypothek an einer beweglichen Sache, einſchließlich der 
Forderungen, fortan unzuläſſig. 

§. 4. 

Inſoweit außerhalb des Geltungsbereichs der Konkursordnung vom 8. Mai 
1855 in den Geltungsbereichen des Allgemeinen Landrechts oder des gemeinen 
Rechts der Ehefrau auf Grund eines geſetzlichen Titels zum Pfandrecht oder 
eines geſetzlichen Pfandrechts ein Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek auf 
die Grundſtücke des Ehemannes zuſteht, wird der Anſpruch dahin beſchränkt, daß 
die Ehefrau nur die Befugniß hat, die Eintragung wegen des geſetzlich in die 
Verwaltung des Ehemannes gekommenen oder als Heirathsgut eingebrachten Ver⸗ 
mögens innerhalb eines Jahres nach dem Beginn der Verwaltung oder der Ein⸗ 
bringung zu verlangen. 

Erwirbt der Ehemann nach dem Beginn der Verwaltung oder der Ein⸗ 
bringung ein Grundſtück, ſo kann die Eintragung noch innerhalb eines Jahres, 
vom Erwerb des Grundſtücks an gerechnet, verlangt werden. 


$. 5. 

Im Geltungsbereich des gemeinen Rechts ſteht bei 1 von auf⸗ 
geſpeicherten oder niedergelegten Waaren, Fabrikaten, Boden- oder Bergwerks⸗ 
erzeugniſſen, ſowie auf dem Transport befindlichen Gütern die Uebergabe des 
auf den Gläubiger übertragenen Konnoſſements, Ladeſcheins, Lagerſcheins oder 
ähnlichen Papiers der Uebergabe der Sache gleich, ſofern der Gläubiger mittels 
des Papiers in der Lage iſt, über den Gezenſtand der Verpfändung zu verfügen. 


$. 6. 

Das im F. 41 Nr. 1 der Deutſchen Konkursordnung beſtimmte Abſonderungs⸗ 
recht wegen öffentlicher Abgaben geht den übrigen im $. 41 der Deutſchen Konkurs- 
ordnung beſtimmten Abſonderungsrechten vor. 

H. 7. 

Die Vorſchriften des §. 41 der Deutſchen Konkursordnung und des . 6 
dieſes Geſetzes finden außerhalb des Konkursverfahrens auf das Verhältniß der 
durch dieſe Vorſchriften den Fauſtpfandgläubigern gleichgeſtellten Gläubiger zu 
anderen Gläubigern des Schuldners entſprechende Anwendung. 

Für Forderungen, für welche durch die Vorſchriften der Deutſchen Konkurs⸗ 
ordnung ein Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung aus einzelnen Gegenſtänden 
des beweglichen Vermögens nicht zugelaſſen iſt, befteht auch außerhalb des Kon⸗ 
kursverfahrens kein Abſonderungsrecht oder Vorzugsrecht an ſolchen Gegenſtänden. 
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$. 8. 

Die Vorſchriften des $. 54 der Deutſchen Konkursordnung finden ei die 
älle, in welchen außerhalb des Konkursverfahrens eine Befriedigung perfönlicher 
läubiger nach dem Range ihrer Forderungen ſtattzufinden hat, entſprechende 

Anwendung. 

Für Forderungen, welchen durch $. 54 der Deutſchen Konkursordnung ein 
Vorrecht nicht . iſt, beſteht auch außerhalb des Konkursverfahrens kein 
Vorrecht an dem geſammten Vermögen oder an dem geſammten beweglichen 
Vermögen des Schuldners. s 

95 


Geldſtrafen und Forderungen aus einer Freigebigkeit des Schuldners unter 
Lebenden oder von Todeswegen ſtehen in den in F. 8 Abſ. 1 bezeichneten Fällen 
allen übrigen Forderungen nach. 

$. 10. 

Geſetzliche Vorzugsrechte, welche nach den bisherigen Vorſchriften das ge 
ſammte Nauen des Schuldners umfaßten, beſtehen 8 Gegenſtänden, welche 
in Anſehung der Zwangsvollſtreckung zum unbeweglichen Vermögen gehören, 
nur inſoweit, als die Forderungen, für welche ſie gewährt ſind, auf den Gegen⸗ 
ſtand der Zwangsvollſtreckung ſich beziehen. 


8 
Die 1 975 der Artikel VIII, IX, XI des Geſetzes vom 8. Mai 1855, 
betreffend die Einführung der Preußiſchen Konkursordnung in den Landestheilen, 
in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzes⸗ 
kraft haben (Anlage), finden Anwendung in den Gebietstheilen der Provinz Han⸗ 
nover, in welchen das Allgemeine Landrecht gilt. 0 


Zweiter Titel, 
Verfahren. 


$. 12. 
Eine Abſchrift des Beſchluſſes, durch welchen das Konkursverfahren eröffnet 
worden iſt, ift der Staatsanwaltſchaft bei dem Landgericht von dem Gerichts⸗ 
ſchreiber unter Bezeichnung des Konkursverwalters mitzutheilen. 


$. 13. 
5 Die Eröffnung des Konkursverfahrens iſt in das Handelsregiſter ein- 
utragen. 
Die Eintragung erfolgt auf Grund der der Regiſterbehörde gemäß $. 104 
der Deutſchen Konkursordnung mitzutheilenden Abſchrift der Formel des Er⸗ 


ung e chluſſes von Amtswegen. 


A 
0 „u 
* 


ie öffentliche Bekanntmachung der Eintragung unterbleibt. 
(Nr. 8607.) 18* 
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F. 14. 


Wenn zur Konkursmaſſe ein im Bezirk des Appellationsgerichts zu Wies⸗ 
baden oder des Amtsgerichts zu Vöhl belegenes Grundſtück gehört, fo it die Er⸗ 
öffnung, die Wiederaufnahme, die Aufhebung oder die Einſtellung des Konkurs⸗ 
verfahrens dem Feld oder Ortsgericht mitzutheilen, in deſſen Bezirk das Grund⸗ 
ſtück belegen iſt. Eine gleiche Mittheilung iſt, wenn das Grundſtück nicht im 
5 7 des en. liegt, dem Amtsgericht zu machen, in deſſen Bezirk 
es belegen iſt. 
nwiefern im Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitstein die Eröffnung 
oder Aufhebung des Konkursverfahrens den een mitzutheilen iſt, 
beſtimmt ſich nach den beſtehenden Vorſchriften. Die Vorſchriften finden auf die 
Wiederaufnahme und auf die Einſtellung des Verfahrens entſprechende Anwendung. 
Die Mittheilungen (Abſ. 1, 2) ſind von dem Gerichtsſchreiber nach Maß. 
gabe des §. 104 der Deutſchen Konkursordnung zu bewirken. 


. 15. 


Inwiefern die Eröffnung oder Aufhebung des Konkursverfahrens in das 
Grund- oder Hypothekenbuch einzutragen und wie eine ſolche Eintragung zu be⸗ 
wirken iſt, beſtimmt ſich nach den beſtehenden Vorſchriften. Die Vorſchriften 
finden auf die Wiederaufnahme und auf die Einſtellung des Verfahrens ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Die Eintragung erfolgt, ſofern ſie nicht auf oe des Konkursgerichts 
esche, auf e einer unter Bezeichnung des Konkursverwalters durch 
en Gerichtsſchreiber beglaubigten Abſchrift der Formel des Beſchluſſes des Kon- 
kursgerichts. 

F. 16. 

Erfolgt die Veräußerung einer zur Konkursmaſſe gehörigen unbeweglichen 

Sache durch notarielle Verſteigerung, ſo 1 im Bezirk des Appellations⸗ 
e zu Cöln die Vorſchriften des Geſetzes vom 18. April 1855 0 
amml. S. 521) über die Verſteigerung durch einen Notar mit der Maßgabe 

Anwendung, daß die der Rathskammer oder dem Präſidenten des Landgerichts 

zugewieſene Thätigkeit von dem Konkursgericht auszuüben iſt. Das Konkurs⸗ 
iu aachen f. nach freiem Ermeſſen, in welcher Art die Verſteigerung bekannt 
zu machen iſt. 


Zweiter Abſechnitt. 
Uebergangsbeſtimmungen. 
Erſter Titel. 
Bürgerliches Recht. 


$. 17. 


Hat außerhalb des Beitungdbereiche der er vom 8. Mai 1855 
in den Geltungsbereichen des Allgemeinen Landrechts oder des gemeinen Rechts 
die Ehefrau auf Grund eines geſetzlichen Titels zum Pfandrechte oder eines geſetz⸗ 
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lichen Pfandrechts den Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek auf die Grund⸗ 
ſtücke des Ehemannes vor dem Tage des Jufrafttretens ieſes Geſetzes erworben, 
fo kann die Eintragung noch innerhalb eines Jahres, von dieſem Tage an ge 
rechnet, und wegen aller Forderungen verlangt werden, deren Eintragung nach 
den bisherigen Vorſchriften verlangt werden konnte. 
Im Bezirk des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M., in dem ehemals 
| Landgräflich Heſſiſchen Amtsbezirk Homburg und im Kreiſe Herzogthum Lauen⸗ 
burg findet die vorſtehende ene auf das von der Ehefrau vor dem In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes erworbene geſetzliche Pfandrecht entſprechende Anwendung. 


$. 18. 

Inſoweit ein Pfand⸗ oder Vorzugsrecht, welches vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes auf Grund eines Vertrages, einer letztwilligen Anordnung oder 
einer richterlichen Verfügung erworben 15 

1) zufolge der dach un dense der Deutſchen Konkursordnung und des Ein⸗ 

führungsgeſetzes zu derſelben, 

2) gegenüber einem Pfandrecht, welches durch eine nach dem Inkrafttreten 

dige Geſetzes bewirkte Pfändun begründet wird, aufolge des $. 709 
| Abſ. 2 der Deutſchen Öhipeopehothnung oder des $. 14 Abſ. 1 des 
Ausführungsgeſetzes zur Deutſchen Civilprozeßordnung 
ſeine Wirkſamkeit verliert, wird für die Forderung des Berechtigten ein Vorrecht 


ewährt. 
5 19 Iſt das Pfand⸗ oder Vorzugsrecht auf einzelne bewegliche Gegenſtände des 


Schuldners beſchränkt, fo wird das Vorrecht nur in Höhe des Erlöſes derſelben 
gewährt. 919 


Die Beſtimmungen des F. 18 finden auf ein geſetzliches Pfand⸗ oder Vor⸗ 
‘ zugsrecht der Ehefrau des Schuldners für Forderungen, welche vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes entſtanden ſind, entſprechende Anwendung. 


$. 20. 

Die Rangordnung der in Gemäßheit der Vorſchriften der §§. 18, 19 
bevorrechtigten Forderungen im Verhältniß zu einander und zu den übrigen be⸗ 
theiligten ad ge beſtimmt ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 

$. 21. 

Das Vorrecht ($$. 18, 19) wird nicht gewährt: 

1) für ein zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes eröffnetes 
Konkursverfahren oder gegen eine zwei Jahre nach dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes bewirkte Pfandung, wenn es nicht dadurch erhalten wird, 
daß es bis zum Ablauf der zwei Jahre zur Eintragung in das Vor⸗ 
rechtsregiſter vorſchriftsmäßig angemeldet iſt 

2) für ein zwanzig Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes eröffnetes 
— oder gegen eine zwanzig Jahre nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes bewirkte Pfändung. 

(Nr. 8607.) 
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$. 22. 
Inſoweit ein nach den bisherigen Geſetzen beſtandenes Pfand⸗ oder Vor⸗ 
Bgeract der Kinder oder der Pflegebefohlenen des Gemeinſchuldners zufolge der 
eſtimmungen der Deutſchen Konkursordnung und des Einfü rungsgeſetzes zu der⸗ 
ſelben ſeine Wirkſamkeit verliert, wird den Kindern und flegebefohlenen für 
orderungen, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes entſtanden ſind, ein 
N ür das Konkursverfahren gewährt. 
as Vorrecht wird für ein zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Ge- 
ſetzes eröffnetes Konkursverfahren nicht gewährt. 
Die Vorſchriften des $. 18 Abf. 2 und des $. 20 finden entſprechende An- 
wendung. 
$. 23. 


Die Vorſchriften der $$. 18 bis 22 finden auf die Fälle entſprechende An⸗ 
wendung, in welchen dane en des Konkursverfahrens eine Befriedigung perſön⸗ 
licher Gläubiger nach dem ange ihrer Forderungen ſtattzufinden hat. 

$. 24. 


Die Vorſchriften des $. 18 über die Gewährung eines Vorrechts finden 
keine Anwendung auf Rechte, welche ein Gläubiger vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes durch Beſchlagnahme, Pfändung oder Ueberweiſung erlangt hat. 


Zweiter Titel. 
Vorrechtsregiſter. 


| $. 25. 
Die Vorrechtsregiſter find zur Eintragung der nach Vorſchrift des §. 21 
Nr. 1 der Anmeldung bedürfenden Vorrechte beſtimmt. 
$. 26. 
ür die Führung der Vorrechtsregiſter find die Amtsgerichte zuſtändig. 
De Zuftgminifker kann die Führung des Regiſters für die Bezirke se 
Amtsgerichte einem derſelben übertragen. 
* 
Das Vorrechtsregiſter ift öffentlich. Die Einſicht deſſelben iſt während der 


gewöhnlichen Dienſtſtunden einem Jeden geftattet. 


$. 28. 
In dem Regiſter ſind außer den Eintragungen nur Löſchungen zu ver⸗ 
merken. 
. 29. 


Die Eintragungen und Löſchungen erfolgen auf Anordnung des Amtsgerichts. 
Die Vermerke, durch welche die Eintragungen und Loͤſchungen bewirkt 
werden, ſind von dem Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben. 
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* $. 30. 
{ Die Anmeldung zur an erfolgt bei dem Amtsgericht, bei welchem 
der Schuldner am Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes feinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat. 
Iſt der Schuldner vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes verſtorben, ſo kann, 
ö fo lange die Vorausfegungen des F. 28 Abſ. 2 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
vorhanden ſind, die Anmeldung bei dem Amtsgericht erfolgen, bei welchem der 
Schuldner zur Zeit ſeines Todes den allgemeinen Gerichtsſtand gehabt hat. 

Im Fall des $. 26 Abſ. 2 kann die Anmeldung bei dem in den vorſtehen⸗ 
den Beſtimmungen bezeichneten oder bei dem mit der Führung des Regiſters be⸗ 
auftragten Amtsgericht erfolgen. Die Anmeldung iſt, wenn ſie nicht bei dem 
mit der Führung des Regiſters beauftragten Amtsgericht erfolgt, dieſem Gericht 
zu überſenden. 

$. 31. 

Die Anmeldung hat zu enthalten: 


1) die Bezeichnung des Gläubigers und des Schuldners nach Namen 
Stand oder Gewerbe und Wohnort; 5 i 


2) die Angabe des Gegenſtandes und des Grundes der Forderung; 


3) die Angabe des für die Forderung beanſpruchten Vorrechts, ſowie des 
Grundes des Anſpruchs; chts, f 

4) im Fall einer Beſchränkung des Vorrechts auf einzelne bewegliche 

0 Gegenſtinbe des Schuldners die Bezeichnung der Gegenſtände glich 


$. 32. 
Die Anmeldung kann bei dem Gericht ſchriftlich eingereicht oder zum Pro⸗ 
tokoll des Gerichtsſchreibers angebracht werden. Wird fie ſchriftlich eingereicht, 
ſo muß das Schriftſtück gerichtlich oder notariell beglaubigt ſein. Bei der Be⸗ 
laubigung bedarf es weder der Zuziehung von Zeugen, noch der Aufnahme eines 
Brote olls. Anmeldungen öffentlicher Behörden bedürfen keiner e 
Der Anmeldung iſt eine Abſchrift der in derſelben in Bezug genommenen urkund⸗ 
lichen Beweisſtücke e ü 
Mit der Anmeldung ſoll eine für den Schuldner beſtimmte Abſchrift der 
Beweisſtücke und, wenn die Anmeldung ſchriftlich angebracht wird, eine Abſchrift 
derſelben eingereicht werden. 
$. 33. 
„Genügt die Anmeldung den Erforderniſſen der $$. 31, 32 Abſ. 1, fo ift 
die Eintragung anzuordnen. N J 
„„Gegen den Beſchluß, durch welchen die Eintragung abgelehnt wird, findet 
die Beſchwerde nach Maßgabe der $$. 532 bis 538 der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung ftatt. N 
$. 34. 
Eine Abſchrift des eingetragenen Vermerks iſt dem Gläubiger und dem 
| Schuldner mitzutheilen. Der Miltbeilung an den Schuldner iſt Am Abſchrift 
N (Nr. 8607.) 


er 


Ba? ae 
der Anmeldung und der urkundlichen Beweisſtücke beizufügen. Dieſelbe kann 
unmittelbar und ohne beſondere Form geſchehen. 


$. 35. 


Der Schuldner kann auf Grund der Einwilligung des Gläubigers oder 
eines rechtskräftigen Urtheils die Löſchung der Eintragung verlangen. 


$. 36. 
Für die den Amtsgerichten nach den Vorſchriften dieſes Titels obliegenden 
Geſchäfte werden nur die baaren Auslagen erhoben. 
Der Notar erhält für die Beglaubigung im Falle des $. 32 Abſ. 1 bei 
einem Betrage der Forderung bis einſchließlich 1500 Mark eine Gebühr von 
1 Mark 50 Pf., bei einem Betrage der Forderung über 1500 Mark eine Gebühr 
von 3 Mark. Die Beglaubigung iſt ſtempelfrei. 


Dritter Titel. 
Verfahren. 


$. 37. 


Die 1 „in welchen das Verfahren vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes eröffnet worden iſt, gehen auf die Amtsgerichte über. Dieſelben ſind, 
ſoweit nicht aus den Beſtimmungen dieſes Titels und aus der Verfaſſung der 
en ſich Abweichungen ergeben, nach den bisherigen Vorſchriften zu 
erledigen. 

Als zu dem Konkursverfahren gehörig ſind im Sinne der vorſtehenden 
Beſtimmungen auch die Rechtsſtreitigkeiten anzuſehen, deren Verhandlung und 
Entſcheidung in erſter Inſtanz nach den bisherigen Vorſchriften vor das Konkurs⸗ 
gericht oder im 17 5 des Appellationsgerichts zu Celle vor das dem Konkurs⸗ 
ericht vorgeſetzte Obergericht gehört. Durch dieſe Beſtimmung werden die Vor⸗ 
ſchriſten der 88 43 bis 47 nicht berührt. 


$. 38. 


Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte in den auf ſie übergehenden Konkurs⸗ 
ſachen umfaßt alle durch die bisherigen Vorſchriften dem Konkursgericht zugewieſenen 
Geſchäfte, ſoweit nicht in den $$. 43 bis 46 etwas Anderes beſtimmt iſt. 


$. 39. 


Im Geltungsbereich der Konkursordnung vom 8. Mai 1855 und im Be⸗ 
gi des Appellationsgerichtshofes zu Cöln haben die Amtsgerichte zugleich die nach 
en bisherigen Vorſchriften dem Konkurs- oder Fallimentskommiſſar zugewieſenen 
Geſchäfte wahrzunehmen. 
F. 40. 


Wird der Bezirk des bisherigen Konkursgerichts mehreren Amtsgerichten 


ugetheilt, fo ift das Verfahren von dem Amtsgericht zu erledigen, zu deſſen Bezirk 
a Sitz des bisherigen Konkursgerichts gehört Ex 
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Für die Erledigung kann ein anderes der mehreren Amtsgerichte beftimmt 
werden. Die Beſtimmung erfolgt durch das Oberlandesgericht, ‚oder, wenn die 
Justen den Bezirken verſchiedener Oberlandesgerichte angehören, durch den 

uſtizminiſter. 
Vor der Entſcheidung iſt der Verwalter (Kurator, Agent, Syndik) und, 
ſofern der Gemeinſchuldner ohne Aufſchub zu erlangen iſt, auch dieſer zu hören. 


$. 41. 


Die Vorſchriften der $$. 3, 9, 10, 12 bis 14, 17, 19 bis 23, 44 bis 46 
des Geſetzes, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen jur Deutſchen Civilprozeß⸗ 
en und Deutjchen AR a Sach finden auf das Verfahren entſprechende 

nwendung. 


K. 42. 


Auf Zuſtellungen und Behändigungen, welche in Gemäßheit der bisherigen 
Vorſchriften nach den für Zuſtellungen und Behändi ungen in lie 
Rechtsſtreitigkeiten geltenden Beſtimmungen zu bewirken And „finden die Beſtim⸗ 
mungen des F. 2 des Geſetzes, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen zur Deut⸗ 
ſchen Civilprozeßordnung und Deutſchen Strafprozeßordnung, entſprechende An⸗ 
wendung. 
Iſt in Fällen, in welchen nach den bisherigen Vorſchriften die Zuſtellun 

durch ee zur Poſt genügt, in Gemäßheit Nee Vorſchriften eine Beſchein 
ung der Aufgabe zur Poſt erforderlich, ſo erfolgt die Zuſtellun 121 Maßgabe 
= Weite er der Deutſchen Civilprozeßordnung über die Zuſte ung durch 
Aufgabe zur Poſt. Einer W des zu übergebenden Schriftſtücks bedarf 
es nicht, ſofern dieſelbe nach den bisherigen den nicht erforderlich iſt. 


6. 43. 


Die Vorſchriften des $. 8 des Geſetzes, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen 
zur Deutſchen Civilprozeßordnung und Deutſchen Strafprozeßordnung, ſoweit ſie 
auf Kollegialgerichte fo beziehen, finden auf Rechtsſtreitigkeiten, welche vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei dem Konkursgericht anhängig geworden find, 
entſprechende Anwendung 

1) im Geltungsbereich der * 8. Mai 1855, ſofern die 
Rechtsſtreitigkeit die Richtigkeit oder das Vorrecht einer Konkursforderung 
oder die Vernichtung des Akkordes zum Gegenſtand hat; 

2) im Bezirk des Appellationsgerichts je Greifswald, ſofern über die 
Rechtsſtreitigkeit im Spezialprozeß abgeſondert zu verhandeln und zu 
entſcheiden Mt; 

3) im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, ſofern die Nechts- 
ſtreitigkeit zum Gegenſtand hat 

a) die Richtigkeit oder das Vorzugsrecht einer Konkursforderung; 
b) einen Revindikationsanſpruch; 
ef. Samml. 1879. (Nr. 86079 19 
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1 
e) die Anfechtung eines Rechtsgeſchäfts des Gemeinſchuldners, oder 
f eine Rückforderung zur Mass ; 
d) den Anſpruch eines Dritten gegen die Mafie; 
e) die Rechnung eines Konkursverwalters. 


$. 44. 


Auf die im F. 43 bezeichneten Rechtsſtreitigkeiten, ſofern fie vor dem In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes noch nicht anhängig geworden ſind, finden die Vor⸗ 
ſchriften des Deutſchen Gerichtsverſaſſungsgegehes und der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung, ſowie des §. 134 Abſ. 2 und des F. 136 der Deutſchen Konkursord⸗ 
nung entſprechende Anwendung. Der Rechtsstreit iſt durch beſonders zu erhebende 
Klage anhängig zu machen. 

$. 45. 


Im Bezirk des Appellationsgerichts zu Greifswald tritt für den Erlaß des 
Rangurtheils die Civilkammer des Landgerichts an Stelle des Kreisgerichts. 


$. 46. 


In einem bei dem Stadtgericht zu Frankfurt a. M. eröffneten Konkurs⸗ 

verfahren tritt die Civilkammer des Landgerichts an Stelle des Stadtgerichts 

1) für die Verhandlung und Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten über 

Liquidate, wenn der Liquidationstermin vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes abgehalten iſt und der Werth des Streitgegenſtandes die 
Summe von dreihundert Mark überſteigt / 

2) für den Erlaß des Rangurtheils. 

Der Werth des e ee iſt im Fall der Nr. 1 unter ent- 

ſprechender Anwendung des $. 136 der Konkursordnung feſtzuſetzen. 

Wird der Liquidationstermin nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab- 
ehalten, ſo finden auf Rechtsſtreitigkeiten über Liquidate die Vorſchriften des 
eutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Deutſchen Civilprozeßordnung, ſo⸗ 

wie des F. 134 Abſ. 2 und des F. 136 der Deutſchen Konkursordnung ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Der Rechtsſtreit iſt durch Erhebung beſonderer Klage 
anhängig zu machen. 

F. 47. 


1 Soweit im Bezirk des Appellationsgerichts zu Celle Rechtsſtreitigkeiten, 
welche 
1) die Anfechtung des Prioritätsurtheils, 
2) die Richtigkeit oder die Priorität der einzelnen angemeldeten Forderungen, 
3) Erinnerungen gegen den Vertheilungsplan . 
jum Gegenftand haben, nach den bisherigen Vorſchriften in erſter Inſtanz vor 
a gehören, tritt an Stelle des letzteren die Civilkammer des Land⸗ 
gerichts. 
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$. 48. 


Die Vorſchriften der $$. 37, 38, 41, 42 finden entfprechende Anwendung 
auf die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen Sachen, 
welche ein die Eröffnung oder Abwendung des Konkurſes betreffendes Verfahren 
zum Gegenſtand haben. 

ird der Bezirk des bisher mit der Sache befaßt geweſenen Gerichts 
mehreren gr ac ug g fo geht die Sache an dasjenige der mehreren 
Amtsgerichte über, bei welchem der Schuldner ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand 
hat, oder, wenn der Schuldner bei keinem dieſer Amtsgerichte ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, an das Amtsgericht, zu deſſen Bezir der Sitz des bisher mit 
der Sache befaßt geweſenen Gerichts gehört. 


$. 49. 


Im Geltungsbereich der Konkursordnung vom 8. Mai 1855 und im Be⸗ 
irk des Appellationsgerichts zu Celle kann das Konkursgericht in jedem ſeit min⸗ 
eſtens dreißig Jahren vor dem Inkrafttreten dieſes Gesetzes eröffneten Konkurs⸗ 
verfahren die dem Aufenthalt nach nicht bekannten Gläubiger oder die nicht 
bekannten Rechtsnachfolger von Gläubigern 1770 Erſcheinen in einem Termin 
oder zur Meldung innerhalb einer Friſt öffentlich auffordern. Die Aufforderung 
kann auf einzelne Gläubiger oder auf eine einzelne Klaſſe von Gläubigern be⸗ 
ſchränkt werden. RT 

Die öffentliche Bekanntmachung der Aufforderung erfolgt nach den Vor⸗ 
ſchriften des $. 68 Abſ. 1, 2 der Deutſchen Konkursordnung und, unbeſchadet 
dieſer Vorſchriften, durch einmalige Einrückung in den Reichsanzeiger. 

Zwiſchen dem Tage, an welchem die öffentliche Bekanntmachung als be⸗ 
wirkt gilt, und dem Termin oder dem Ablauf der Friſt ſoll ein Zeitraum von 
mindeſtens ſechs Wochen liegen. 

In der Aufforderung ſind die Gläubiger, an welche oder an deren Rechts⸗ 
nachfolger dieſelbe erlaſſen wird, und, ſoweit es geſchehen kann, die Beträge der 
einzelnen Forderungen zu bezeichnen. 

Als Rechtsnachtheil iſt anzudrohen, daß eine Berückſichtigung der Forde⸗ 
rungen in dem ferneren Verfahren und bei der Beſchlußfaſſung über die Auf⸗ 
rag: ee ftattfinden werde, fo lange der Berechtigte nicht nachträglich 
ich gemeldet habe. 

Ein Ausſchlußurtheil iſt nicht zu erlaſſen. 


F. 50. 


Wenn im Fall des §. 49 nach Verſäumung des Termins oder der Friſt 
ein Berechtigter vor Aufhebung des Verfahrens ſich meldet, ſo kann er aus der 
zur Zeit der Meldung vorhandenen Maſſe, ſoweit dieſe reicht und nicht in Folge 
eines den berückſichtigten Gläubigern gegenüber ausführbar gewordenen Verthei⸗ 
lungsplans zu einer Vertheilung zu verwenden iſt, den os verlangen, welcher 
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en 
auf feine Forderung zu vertheilen geweſen fein würde, wenn in der Zwiſchenzeit 
eine Vergehen derselben ſtattgefunden hätte. Sa 
Die Zulaſſung zur Theilnahme an einer Beſchlußfaſſung der Gläubiger 
kann ein ſolcher Berechtigte verlangen, ſofern zur Zeit der Meldung die Abſtim⸗ 
mung noch nicht abgeſchloſſen iſt. 


Dritter Abſchnitt. 
Beſchraͤnkungen des Gemeinſchuldners. 


$. 51. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen, nach welchen die Zahlungsunfähigkeit oder 
die Zahlungseinſtellung eine Beschränkung des Gemneinſchuldners in der Aus⸗ 
übung eines auf das 1 ſich nicht beziehenden Rechts zur Folge hat, 
werden dahin abgeändert, daß die Beſchränkung nur im Fall der Eröffnung des 
Konkursverfahrens eintritt. 


$. 52. 


Die Beſchränkungen, welche nach geſetzlichen Beſtimmungen das Konkurs⸗ 
verfahren oder das bisherige Fallimentsverfahren für den Gemeinſchuldner in der 
Ausübung eines auf das Vermögen ſich nicht beziehenden Rechts zur Folge hat, 
fallen mit der Beendigung des Verfahrens weg. 


9. 53. 


Die Vorſchriften der $$. 51, 52 finden auf die Fälle, in welchen die 
Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungseinſtellung oder die Eröffnung des Konkurs⸗ 
oder Fallimentsverfahrens vor dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ſtatt⸗ 

efunden hat, mit der Maßgabe . daß, wenn das Konkurs- oder 
Fallimentederfahren vor dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes entweder 
nicht eröffnet oder beendigt iſt, die Beſchränkungen mit diefem Tage wegfallen. 


Vierter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 54. 


Die Vorſchriften der Artikel 551 bis 553 des Rheiniſchen Handelsgeſetz⸗ 
buchs werden durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht berührt. 


$. 55. 
Außer Kraft treten, unbeſchadet der Beſtimmungen der $$. 15, 54, 


1) die Vorſchriften der Abſchnitte 1 bis 5 und 8 bis 11 des erſten Titels, 
ſowie die Vorſchriften des zweiten und dritten Titels der Konkurs: 
ordnung vom 8. Mai 1855; 


Er ar 


Be 
2) die noch geltenden Vorſchriften des dritten Buchs des Rheiniſchen 
Handelsgeſehbuchs; 15 
3) die im Bezirk des Appellationsgerichts zu Celle noch geltenden Vor⸗ 


ſchriften des fünfzigſten Titels und des C. 12 des einundfünfzigſten 
Titels des erſten Thale der Allgemeinen Gerichtsordnung. 


F. 56. 

Wo in einem Geſetz auf die durch Einführung der Deutſchen Konkurs- 
ee oder durch dieſes Geſetz . Vorſchriften hingewieſen wird 
treten die Vorſchriften der Deutſchen onkursordnung, des Geſetzes, betreffend 
die Einführung derſelben, und dieſes Geſetzes an deren Stelle. 


8 571 
gun. Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
aft. 


In anhängigen Sachen können ſchon vor dieſem Zeitpunkte Ladungen vor 
gr Landesgerichte erfolgen, welche an die Stelle der aufgehobenen Ge⸗ 
richte treten. 

Die nach §. 40 Abſ. 2, 3 zuläſſige Beſtimmung kann vor dem 9 
treten des Geſetzes getroffen werden. Die Beſtimmung erfolgt durch das Appella⸗ 
tionsgericht oder den Juſtizminiſter. 

üer Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. März 1879. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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Auszug 
aus dem 
Geſetz, betreffend die Einführung der Konkursordnung in den Landes⸗ 
theilen / in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine 
Gerichtsordnung Geſetzeskraft haben. 


Vom 8. Mai 1855. 


Artikel, VIII. 


Die Beſtimmungen in den $$. 261 bis 265 Titel 1 Theil II des Allgemeinen 
Landrechts über die Rechte der Ehefrau an dem aus dem Konkurſe ihres 
Mannes geretteten eingebrachten Vermögen bleiben in Kraft, wogegen die -$$. 266 


bis 268 a. a. O. aufgehoben werden. 


Artikel N. 
Die in den $$. 500 bis 506 Titel 16 Theil I des Allgemeinen Landrechts 
enthaltenen Beſtimmungen über das Aae der Erbſchaftsgläubiger 
in dem Konkurſe über das Vermögen des Erben finden auch auf Legatare 


Artikel XI. 

Außer den in dem Allgemeinen Landrecht und in anderen Gültigkeit be 
haltenden Geſetzen aufgeführten geſetzlichen Titeln zum Pfandrecht bleiben nur 
noch folgende ferner in Kraft: 

1) für den Fiskus und die mit fiskaliſchen Rechten verſehenen Anſtalten 

in dem Vermögen ihrer Schuldner wegen aller Anſprüche an dieſelben, 
mit Ausnahme der Geldſtrafen; 8 

2) für die Gemeinde-, Kreis- und Provinzialverbände, die landſchaftlichen 
Kreditverbände, die Domkapitel, Kollegiatſtifter, Klöſter, Kirchen, Schulen 
und milden Stiftungen in dem Vermögen ihrer verwaltenden Beamten 
wegen der Anſprüche aus der Verwaltung, ingleichen in dem Vermögen 
ihrer Mitkontrahenten wegen der Anſprüche aus den mit denſelben ge: 
ſchloſſenen Kontrakten; 

3) für die Dienſtherrſchaften in dem Vermögen ihrer Hausofftzianten und 
Dienſtboten wegen der denſelben zum Behuf ihrer Dienſtverrichtungen 
anvertrauten Gelder und Effekten; 

4) für die Konkursmaſſen in dem Vermögen der dieſelben verwaltenden 
Perſonen wegen der Anſprüche aus der Verwaltung. 


Anwendung. 


Br 


(Nr. 8608.) Geſetz, betreffend Abänderungen der geſetzlichen Beſtimmungen über die Zuftän, 
digkeiten des Finanzminiſters, des Miniſters für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten und des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. Vom 13. März 1879. 


SNK: ; * 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel J. 


Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Zuſtändigkeiten des F ers 
werden für den Bereich der Domänen⸗ und Forſtverwaltung dahin abgeändert, 
daß der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten an die Stelle des 
Finanzminiſters tritt. 

Artikel II. 


Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Zuſtändigkeiten des Miniſters für 
3 Gewerbe und öffentliche Arbeiten werden dahin abgeändert, daß in 
eziehung auf die Handels⸗ und Gewerbe- Angelegenheiten der Miniſter für 
handel und Gewerbe, im Uebrigen der Miniſter der öffentlichen Arbeiten an die 
telle deſſelben tritt. 
Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1879 in Kraft. a 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. März 1879. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8609.) Ergänzungsgeſetz zu dem Geſetze vom 27. April 1872, betreffend die Ablöſung 
der den geiſtlichen und Schulinſtituten, ſowie den frommen und milden 
Stiftungen zuſtehenden Realberechtigungen. Vom 15. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 8 
«1; 


Die im $.4 des Geſetzes vom 27. April 1872, betreffend die Ablöſung 
der den geiſtlichen und Schulinſtituten, ſowie den frommen und milden Stiftungen 
zuſtehenden Realberechtigungen (Geſetz-Samml. S. 417) bezeichneten Renten 
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können auf Antrag des Berechtigten wie des Verpflichteten nach Maßgabe der 
§§. 4 bis 7 und 10 des gedachten Geſetzes abgelöft werden. 
§. 2. 

Die nach dem Geſetz vom 26. April 1858 (Geſetz-Samml. S. 273) erfolgte 
Schließung der Rentenbanken und die Verſäumung der im Geſetz vom 11. Juni 
1873 (GeſegSaunnl S. 356) $. 5 geſtellten Friſt zur Beantragung der Kapital- 
ablöſung durch Vermittelung der Rentenbanken ſteht der Ausführung dieſes 
Geſetzes nicht im Wege. Jedoch findet die Vermittelung der Rentenbanken nur 
bei denjenigen Ablöſungen ſtatt, welche bei der zuſtändigen Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde bis zum 31. Dezember 1880 beantragt werden. Für den Berechtigten 
gebt mit Ablauf diefer Friſt die Befugniß, auf Kapitalablöſung anzutragen, mit 

usnahme des in 95 9 des Geſetzes vom 27. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 417) 
gedachten Falles überhaupt verloren. 
„ Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8610.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. März 1879, betreffend die Verlegung des Sitzes 
des Oberpräſidiums und Provinzial⸗Schulkollegiums der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein von Kiel nach Schleswig. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 4. März d. J. beſtimme Ich 
hierdurch, daß der Sitz des Oberpräſidenten und des Provinzial⸗Schulkollegiums 
5 1 Schleswig-Holſtein zum 1. Oktober d. J. von Kiel nach Schleswig 
verlegt werde. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 19. März 1879. 
Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


